
anderen Mann zuzuwenden, sei völlig falsch gewesen. 
Damit habe sie schließlich eine ernsthafte Ehekrise 
heraufbeschworen. Inzwischen seien jedoch die Bezie­
hungen der Parteien zueinander so verhärtet, daß eine 
sinnvolle Ehe nicht mehr zu erwarten sei. Durch die 
Zerrüttung der Ehe seien auch die Kinder belastet.
Zur Entscheidung über das Erziehungsrecht, die in 
Übereinstimmung mit dem Vorschlag des Referats 
Jugendhilfe erging, hat das Kreisgericht dargelegt: 
Beide Parteien seien grundsätzlich geeignet, die Kin­
der zu erziehen. Die Klägerin habe sie jedoch jahrelang 
vorbildlich betreut und erzogen. Nach den Zeugenaus­
sagen habe sie ihre Erziehungsaufgaben sehr ernst ge­
nommen, mit den Kindern gemeinsam den Tagesablauf 
gestaltet und ihretwegen auf persönliche Bequemlich­
keit verzichtet. Der Kinder wegen habe sie ihre Berufs­
tätigkeit nicht fortgesetzt und von ihrer eigenen Quali­
fizierung abgesehen. Auch nach Aufnahme einer Arbeit 
im Jahre 1972 habe sie —wie auch während des Ehe­
konflikts — ihre Aufgaben als Mutter besser erfüllt als 
der Verklagte. Sie habe guten Kontakt zu den Erzie­
hungseinrichtungen und konkrete Vorstellungen über 
die künftige Erziehung der Kinder sowie bessere Fähig­
keiten in der Haushaltsführung, die sich der Verklagte, 
der von seinen Eltern und der Klägerin sehr verwöhnt 
worden sei, erst erwerben müsse.
Das Bezirksgericht hat im Rechtsmittelverfahren das 
Erziehungsrecht dem Verklagten übertragen und dazu 
ausgeführt: Zutreffend habe das Kreisgericht fest­
gestellt, daß beide Parteien ihrer Persönlichkeit nach 
grundsätzlich zur Erziehung der Kinder geeignet seien. 
Unter diesen Umständen seien die Gründe der Ehe­
scheidung für die Entscheidung über das Erziehungs­
recht ausschlaggebend. Nach dem Beweisergebnis in 
beiden Instanzen sei die Ehe im wesentlichen gut und 
harmonisch gewesen. Sie sei erst durch die Beziehungen 
der Klägerin zu einem anderen Mann zerrüttet worden. 
Damit habe sie den Kindern das Elternhaus genommen. 
Unter Beachtung der Ziff. 10 der OG-Richtlinie Nr. 25 
zu Erziehungsrechtsentscheidungen vom 25. September 
1968 (GBl. II S. 847; NJ 1968 S. 651) könne keine Er­
ziehungsrechtsregelung zugunsten des Eltemteils ge­
troffen werden, der Ehe und Familie aufs Spiel ge­
setzt habe.
Gegen diese Entscheidung des Bezirksgerichts richtet 
sich der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten 
Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Bei der gegebenen Sachlage bestand für das Bezirks­
gericht nicht so ohne weiteres Veranlassung, die Ent­
scheidung des Kreisgerichts abzuändern.
Zutreffend war das Kreisgericht in Übereinstimmung 
mit der OG-Richtlinie Nr. 25 und der Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts davon ausgegangen, daß es dar­
auf ankommt, dem Elternteil das Erziehungsrecht zu 
übertragen, der nach den bisherigen und den künftig zu 
erwartenden Bemühungen um die Kinder sowie nach 
weiteren im Einzelfall beachtlichen Umständen die 
relativ besten Voraussetzungen für dessen Wahrneh­
mung bietet (vgl. FGB-Kommentar, 4. Aufl., Berlin 1973, 
Anm. 2.1. zu § 25 [S. 115 f.]). Das Kreisgericht hat in 
seinem Urteil, gestützt auf die Zeugenaussagen und die 
Stellungnahme der Jugendhilfe dargelegt, aus welchen 
Gründen die Klägerin, obwohl auch der Verklagte gute 
Bedingungen für die Erziehung der Kinder bietet, den­
noch etwas besser geeignet ist.
Da das Kreisgericht auf der Grundlage eines Sachver­
halts entschieden hatte, der sich durch die eigene Be­
weiserhebung des Bezirksgerichts nicht wesentlich an­
ders darstellte, waren keine ausreichenden Vorausset­
zungen für eine Änderung der erstinstanzlichen Ent­
scheidung gegeben.
Unter den gegebenen Umständen, die das Kreisgericht 
im Hinblick auf die beiden Parteien im Ergebnis nicht 
als gleichwertig betrachtet hat, bestand keine Veran­

lassung, bei der Entscheidung über das Erziehungsrecht 
die Gründe der Ehescheidung als ausschlaggebendes 
Kriterium heranzuziehen. Aus Ziff. 10 der OG-Richt- 
linie Nr. 25 folgt, daß die Umstände der Ehescheidung 
unter verschiedenen Aspekten für die Entscheidung be­
achtlich sein können. Sollen sie — wie vom Bezirks­
gericht begründet — deshalb von Bedeutung sein, weil 
damit im Hinblick auf die Ehegatten ihr Verhalten wäh­
rend der Ehe gewertet werden soll, so setzt das zunächst 
voraus, daß für die Kinder sowohl bei dem einen wie 
dem anderen Elternteil gleichwertige Erziehungs- und 
Entwicklungsbedingungen gegeben sind, so daß es für 
sie und ihr weiteres Leben ohne Unterschied ist, ob sie 
bei dem einen oder dem anderen leben (ygL OG, Urteile 
vom 4. Juli 1968 - 1 ZzF 13/68 - [NJ 1968 S. 538] und 
vom 3. August 1971 - 1 ZzF 12/71 - [NJ 1971 S. 627]). 
Unter dieser Voraussetzung ist es möglich, falls jeder 
Eltemteil das Erziehungsrecht begehrt, es demjenigen 
zu übertragen, dessen Verhalten nicht in schwerwiegen­
der Weise zur Zerrüttung der Ehe beigetragen hat. Hin­
gegen steht nicht die moralische Verurteilung eines Ehe­
gatten, der sich in der Ehe leichtfertig verhalten hat, 
im Vordergrund. Für eine ausschließliche Heranziehung 
der Umstände der Ehescheidung wäre also nur dann 
Raum gewesen, wenn das Bezirksgericht auf Grund 
eigener Feststellungen zu dem Ergebnis gelangt wäre, 
daß beide Parteien gleichermaßen zur künftigen Wahr­
nehmung des Erziehungsrechts geeignet sind (Ziff. 10 
der OG-Richtlinie Nr. 25).
Des weiteren ist zu beachten, daß das Bezirksgericht 
bei den auf die Entscheidungen über Erziehungsrecht, 
Unterhalt nach §§ 29 ff. FGB und Ehewohnung be­
schränkten Berufungen die Gründe der Ehescheidung 
im allgemeinen nicht anders bewerten durfte, als dies 
durch das Kreisgericht geschehen ist (vgL OG, Urteil 
vom 4. Juli 1968 - 1 ZzF 13/68 - NJ 1968 S. 538). Sofern 
z. B. im erstinstanzlichen Verfahren der Verlauf der 
Ehe im erforderlichen Maße geprüft worden ist und 
die Feststellungen des Kreisgerichts zur Ehescheidung 
auf einer ausreichenden Grundlage beruhen, kann das 
Bezirksgericht nicht im Rechtsmittelverfahren, in dem 
es nicht mehr mit der Ehescheidung befaßt ist, zu einer 
anderen Beweiswürdigung gelangen.
Aus den angeführten Gründen war das Urteil des Be­
zirksgerichts wegen Verletzung des § 25 FGB und der 
Richtlinie Nr. 25 des Plenums des Obersten Gerichts 
aufzuheben und das Verfahren an das Bezirksgericht 
zurückzuverweisen. Bei der neuerlichen Verhandlung 
und Entscheidung wird das Bezirksgericht die gegebe­
nen Hinweise zu beachten haben. Dabei sind in der 
Zwischenzeit ggf. eingetretene neue Umstände in der 
Erziehungssituation mit zu berücksichtigen und auch 
hierzu das Referat Jugendhilfe des Rates des Bezirks 
einzubeziehen.

§61 FGB; §§2, 25 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 23.
1. Im Interesse einer exakten Sachaufklärung und einer 
konzentrierten Verfahrensdurchffihrung sind die für die 
Beiziehung eines Tragezeitgutachtens erforderlichen An­
gaben (Reifegradmerkmale des Kindes, Unterlagen der 
Schwangerenfürsorge, Angaben über die letzte vorge­
burtliche Regelblutung der Mutter u. a.) möglichst früh­
zeitig zu ermitteln.
2. Die Tatsache, daß das Gericht in Verfahren zur Fest­
stellung oder zur Anfechtung der Vaterschaft eines Kin­
des im allgemeinen für die Ermittlung der letzten vor­
geburtlichen Regelblutung auf die subjektiven Angaben 
der Mutter angewiesen ist, berechtigt das Gericht nicht, 
auf Erklärungen der Mutter zu verzichten oder ihnen 
keine Bedeutung beizumessen.
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